Bezeichnung und Standort der Schule
Herrn / Frau 
	     

	     

	     


Betr.:      



, geb. am____________
                (Vor- und Zuname des Kindes)
        Vorzeitiger Schulbesuch gemäß § 7 Schulpflichtgesetz 1985
        - Ablehnung
Bez.:  Ansuchen des/der Erziehungsberechtigte/n vom______________________
ENTSCHEIDUNG
Gemäß § 7 Abs. 5 des Schulpflichtgesetzes (SchPflG) wird dem Ansuchen des/der Erziehungsberechtigten _________________________________ um die vorzeitige Aufnahme des noch nicht schulpflichtigen Kindes ________________________,geb.am_____________ nicht stattgegeben._  
BEGRÜNDUNG
Gemäß § 7 Abs.1 SchPlG sind Kinder, die noch nicht schulpflichtig sind, auf Ansuchen ihrer Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten zum Anfang des Schuljahres in die erste Schulstufe aufzunehmen, wenn sie bis zum 1. März des folgenden Kalenderjahres das sechste Lebensjahr vollenden, schulreif sind und über die für den Schulbesuch erforderliche soziale Kompetenz verfügen.

Nach Abs.2 hat der Schulleiter zur Feststellung, ob das Kind die Schulreife gemäß 
§ 6 Abs. 2b aufweist und ob es über die für den Schulbesuch erforderliche soziale Kompetenz verfügt die persönliche Vorstellung des Kindes zu verlangen und ein schulärztliches Gutachten einzuholen. Ferner hat er ein schulpsychologisches Gutachten einzuholen, wenn dies die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes verlangen oder dies zur Feststellung der Schulreife erforderlich erscheint und die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes zustimmen.
(* Die persönliche Vorstellung des Kindes und das eingeholte schulärztliche Gutachten haben ergeben, dass ** 

(* Darüber hinaus wurde auf Antrag des/der Erziehungsberechtigten/mit Zustimmung des/der Erziehungsberechtigten ein schulpsychologisches Gutachten eingeholt.

Aufgrund dieses Gutachtens ist festzustellen, dass ** 
Da bei dem Kind die in § 7 Abs.1 SchPflG genannten Voraussetzungen nicht
Vorliegen, war dem Ansuchen nicht stattzugeben. 
BELEHRUNG ÜBER DIE WIDERSPRUCHSMÖGLICHKEIT:
Gegen die Entscheidung ist ein Widerspruch an die zuständige Schulbehörde zulässig. Der Widerspruch ist schriftlich, telegraphisch oder mittels Telekopie innerhalb von zwei Wochen bei der Schule einzubringen und hat einen begründeten Widerspruchsantrag zu enthalten.
	
	
	


            Ort, Datum                                                   Der Schulleiter/die Schulleiterin                    

   *Zutreffendes auswählen
** Angabe der Gründe (wesentlicher Befundinhalt und Schlussfolgerungen), warum davon auszugehen ist, dass das Kind die Schulreife und/oder die erforderliche soziale Kompetenz nicht aufweist.  
